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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr" Jörg HAIDER g Ing.HURER, 
PROBST haben am·20" Juni 1980 unter der NT. 631/J an die 
Bundesregierung eine schriftliche parlamentarische Anfl'age 
betreffend österreichisch .... jugoslawisches Abkommen zur Regelung 
'\Jrirtschaftlicher Belange in den Grenzregionen g'erichtet, 
welche folgenden Wortlaut hat~ 

"10 Wie lautet die grundsätzliche Stellun,gnahme der Bundi.!'s­
regierung zu.der oben aufgezeigten Problematik?' , 

20 Ist gewährlei s tet 0 daß das in Rede s t~hende AbkolTh'T,en 
keinesfalls ohne die Zustim~ung der Landesregier~~gen 
der hievon betroffenen Bundesländer abgeschlossen wird?" 

Ich beehre mich o diese Anfrage namens der Bundesr~gierung 
wie folgt zu beantworteno 

Einleitend möchte ich_bemerken 0 daß aus keinem der vorliegenden 
Textentwürfe hervorgeht~ daß "einseitige Konzessionen" 
für einen der Vertragspartner erwachsen ~Itürdent wie dies 

in der Vorbemerkung zur Anfrage behauptet wird. Vielmehr 
wurde das bereits seinerzeit in der Gemeinsamen Niedersch.rift 
ü;,er die vom 10-1> bis 120 März 1980 in Wien stattgeflli"ldenen 
Tagung der österreichisch-jugoslawischen Expertengruppe 
für -aie wirtschaftliche zusammenarbeit im Grenzbereich 
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übereins timmend fes tgeha1 tene Erfordernis 1I 9tdaß ein solches 

Abkommen über die wirtschaftliche Zusammenarbeit im beiderseitigen 

Grenzbereich auf der Basis der Ausgewogenheit aller Transaktio=. 

nen und des gegensei tigen Vorteiles ers tell t werden soll te't, 

in den Entwurf des Bundesministeri~~s für Hande1 9 Gewerbe 

und Industrie vom Mai 1980 0 der auch den betroffenen Landes­

regierungen zur S te 11 tLYlgnaft.me zukam D vers tär k taufgenommen, 
in dem vorgesehen istg 

wBeide Vertragspartner sti~~en darin überein g daß die wirt­

schaftliche Zusa.'1U11enarbeit im Grenzbereich auf der Basis. 
der Ausgewogenheit aller Transaktionen und des gegenseitigen 

Vorteiles jI j..E~esondere unter Beachtung der.-J~!eiIS er!ordeu:r,­
lichen I{ezip'!.2zi t~ und im Einklang mit den in beiden Staaten 
gel tenden Rechtsvorschriften erfolgen soll te~V fI 

Der in der Anfrage zum Ausdruck kommenden Anschauung p wirt­

schaftlicheAbkommen mit Ländern 0 die eine "nach dem sozialisti­

schen Prinzip organisierte Wirt9chaftsordnungD~ hättenIl 

müßten notwendigerweise für Österreich und fürösterreichi= 

sehe Unternehmen nachteilig sein o kann nach nwunehr 25 
Jahren Erfahrungen intensiverWirtschaftsbeziehungen Österreichs 

mit vielen Staaten mit mehr oder weniger zentral geplanten 

Volkswirtschaften nicht zugestimmt werdeno 

Zu Frage 1 ~ 

Der Hinisterrat hat in seiner Sitzung vom 250 März 1980 

aufgrund vorangegangener österreichisch-jugos1awischer 
Expertengespräche der Errichtung einer Arbeitsgruppe mit 

der Aufgabe zugestimmt 9 die Arbeiten an der Vorbereitung 

eines Entwurfes für ein AbkoITl'nen zur Förderung der wirtschaft­
lichen Zusammenarbe'i t im beidersei ticren Grenzbereich aufzunehmen • ..., 

In den mündlichen sowie schriftlichen Stellungnah.llen aller 

beteiligten Stellen 'Wl.lrde in der Folge der Wille zu enger 
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wirtschaftlicher Zusammenarbeit mit Jugoslawien beku...'1det. 
Der von ju.goslawischer Seite angestrebte A~schll.l.ß eines 
Regionalabkommens wurde jedoch vor allem von der Bundeswirt ... 
schaftskamJner sowie den f,mtern der LandE:~sregierung und 
den Handelskammern Kärntens und der Steiermark negativ 
beurteilt" 

Das u.rsprUngliche Ziel der Arbeitsgrupp€o ei.n Regionalabkommen 
mit Jugoslawien vorzubereiten f ist aufgrund dieses Sachverhaltes 
nicht erreichbar 0 Hingegen scheint eine weitere Verfolgung 

der zum Ausdruck gebrachten positiven Vorschläge für eine 
Intensivierun.g der Zusammenarbeit iI unter Verzicht auf den 

Abschluß eines speziellen Regionalabkomrnens ~ sinnvoll., 

Über die weitere Vorgangsweise werden derzeit Überlegungen 
angestellt v sodaß im kommenden Herbst eine Entscheid~~g 
getroffen werden kann .. Die beteiligten Bundesländer~ welche 
schon bislang in der Arbeitsgruppe vertreten tlarel1 0 werden 
auch künftighin ausreichend Gelegenheit erhalteng zur geg~n­
ständlichen Problematik Stellung zu nehmen .. 

Ungeachtet der nach der Bundesverfassung beim Bund liegenden 
X:ompeV:"'!nz ZUYß. Abschluß von internationalen Abkom..rnen ist 
es selbstverständlich für die Implementierung eines solchen 
Abkommens vorteilhaft und wU . .r~schenswert, V.1.::ml'l über df~ren 
Inhalt ein Grundkonsens mit den betroffenen Länd.ern erzielt 

werden kann", 

Der den Blli~deskanzler 
gemäß ;.\rt:ikel 69 Abs" 2 B~VG 

vertretende Vizekanzler 
ANDROSCH 
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